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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

Von den 28 im Jahr 2016 behandelten Beschwerden hiess die UBI deren vier gut. In
drei Sendungen sah die Beschwerdeinstanz das Sachgerechtigkeitsgebot verletzt: In
einer Sendung von RSI („Il Quotidiano“) zum Automobilsalon in Genf und in einer
Radiosendung von Radio Top zum Strassenfest „Veganmania“ erhielten Personen, gegen
die gravierende Vorwürfe erhoben wurden, keine Gelegenheit, sich zu ihrer
Verteidigung zu äussern. Als nicht sachgerecht eingestuft wurde ferner eine RTS-
Reportage von „Temps Présent“ zur Affäre um Dominique Giroud. Dieser Entscheid der
UBI ist indes noch nicht rechtskräftig, da er beim Bundesgericht angefochten wurde.
Letzten Endes entschied die UBI, dass eine Sendung von „Kassensturz“ zur
Konsumentenfreundlichkeit der Parteien im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen 2015
das Vielfaltsgebot verletzt habe. In der Sendung mit dem Namen „Parteien im
Konsumenten-Check: Diese fallen durch“ wurde die SVP als „konsumentenfeindlichste
Partei“ betitelt, was im Hinblick auf die anstehenden Wahlen einer negativen
Wahlempfehlung für die Volkspartei entsprochen habe. Diesen Entscheid fällte die UBI
mit 7 zu 2 Stimmen. Als Beschwerdeführende fungierten die SVP-Nationalratsmitglieder
Natalie Rickli (svp, ZH) und Gregor Rutz (svp, ZH).
2016 gingen bei der UBI 19 neue Beschwerden ein – sieben Beschwerden weniger als
noch im Vorjahr (26). 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2016
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die Affäre Zuppiger – Bruno Zuppiger war als aussichtsreicher Bundesratskandidat der
SVP 2011 von der Weltwoche schwer belastet worden, bei der Verteilung eines
Nachlasses betrogen zu haben, und musste in der Folge von der Kandidatur für die
Regierung Abstand nehmen – hatte ein juristisches und ein politisches Nachspiel.
Nachdem gegen den SVP-Politiker ein Strafverfahren wegen ungetreuer
Geschäftsbesorgung und Veruntreuung eröffnet worden war, trat Zuppiger nach langem
Zögern und auf Druck der Partei zu Beginn der Herbstsession Mitte September zurück.
Für Zuppiger rückte Gregor Rutz (ZH) nach. Anfang Oktober wurde gegen Zuppiger und
einen seiner ehemaligen Mitarbeiter Anklage wegen Veruntreuung erhoben. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 02.10.2012
MARC BÜHLMANN

Als Indiz für eine sich aufweichende innerparteiliche Kohärenz und die stärker
werdende Kritik können auch die abweichenden Parolen der Kantonalsektionen bei den
zwölf im Berichtjahr abgestimmten nationalen Vorlagen gelten. Fünf Mal wich
mindestens eine kantonale Partei mit ihrer Empfehlung von der Parole der Mutterpartei
ab. Beim Tierseuchengesetz waren es sogar sieben Kantonalsektionen (ZH, BE, BL, TG,
VD, VS, GE) welche ein Ja statt des von der Delegiertenversammlung Ende Oktober mit
250 zu 89 Stimmen gefassten Neins empfahlen. Zuletzt hatte es 2003 so starke
parteiinterne Opposition gegeben: beim Bundesgesetz über den Bevölkerungsschutz
und den Zivilschutz sowie beim Bundesgesetz zur Armee XXI stimmten gar zwölf
Kantonalsektionen gegen die vom damaligen VBS-Chef Samuel Schmid durchgeführten
Armeereformen. Bei der Revision des Tierseuchengesetzes hatte sich die SVP-Fraktion
im Parlament eigentlich noch für eine Annahme stark gemacht. Der angebliche
Zentralismus, der die Bauern entmündige und die Skepsis gegen die von der EU
angeführten internationalen Pharmafirmen führte an der Delegiertenversammlung in
Seedorf (UR) Ende Oktober aber dann zu einem relativ wuchtigen Nein, das auch die
aufgeheizte Stimmung an der Basis widerspiegelte. Ebenfalls vor allem an der Basis
umstritten und von drei Kantonalsektionen (UR, GL, VS) mit einer Ja- statt einer Nein-
Parole versehen war die Managed Care-Vorlage. Auch hier hatte die SVP-Fraktion zu
den Befürworterinnen im Parlament gehört, aber auch hier gab es Anfang Mai an der
Delegiertenversammlung in Klingnau eine mit 368 zu 52 Stimmen relativ deutliche
Abfuhr. Erschwerend kam hinzu, dass der SVP-Gesundheitsexperte Toni Bortoluzzi (ZH)

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN
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gegen Gregor Rutz (ZH) antreten musste, welcher seinerseits das Gegnerkomitee
organisierte. Bortoluzzi führte das Nein in Klingnau auf das wachsende Misstrauen in
seiner Partei gegenüber dem Gesundheitswesen zurück. Folge der internen
Auseinandersetzung war, dass Bortoluzzi seine ursprünglich angekündigte Absicht, vor
Legislaturende zurückzutreten und dem ersten Ersatzmann – Gregor Rutz – Platz zu
machen, widerrief. Die SVP war allerdings nicht die einzige Partei, die während der
Kampagne zu Managed Care kippte. Von immerhin noch zwei Kantonalsektionen (ZG,
TG) bekämpft wurde der Bundesbeschluss zur Regelung der Geldspiele, der Ende
Januar vom Zentralvorstand zur Annahme empfohlen worden war. Je eine
Kantonalsektion wich ab beim Bundesbeschluss zur Jugendmusikförderung (VS) bzw.
bei der Initiative für ein steuerlich begünstigtes Bausparen (ZG). Erstere war von der
Mutterpartei an der Delegiertenversammlung Ende August in Basel zur Ablehnung,
zweitere im Januar vom Zentralvorstand zur Annahme empfohlen worden. Die
restlichen Vorlagen waren – auch was die fehlenden Abweichungen in der
Parolenfassung durch die Kantonalsektionen betraf – unbestritten. In Berg (TG) wurde
die Buchpreisbindung mit 342 zu 88 Stimmen und die Ferieninitiative mit einer
Gegenstimme abgelehnt. In Klingnau wurde – neben Managed Care – mit 486 zu 0
einstimmige Unterstützung für die Auns-Initiative („Staatsverträge vors Volk“) und mit
415 zu 15 Stimmen die Annahme der Initiative „Eigene vier Wände dank Bausparen“
empfohlen. In Basel wurde Ende August die Nein-Parole zur Initiative „Schutz vor
Passivrauchen“ (284 zu 25 Stimmen) und die Ja-Parole zur Initiative „Wohnen im Alter“
(289 zu 6 Stimmen) gefasst. 3

Mindestens in der Presse wurde diskutiert, ob die SVP ein Altersproblem habe. Ein
Ende September erschienener Bericht behauptete, die Zürcher Kantonalpartei mache
Druck auf ältere Nationalräte, ihren Sitz vorzeitig für Thomas Matter (ZH) zu räumen, der
den zweiten Ersatzplatz auf der SVP-Liste hielt. Bereits 2012 war es diesbezüglich zu
parteiinternen Auseinandersetzungen gekommen, weil Toni Bortoluzzi seinen Sitz auch
deshalb nicht räumen wollte, weil sich sein potentieller Nachfolger Gregor Rutz gegen
die Managed Care-Vorlage eingesetzt hatte, für die Bortoluzzi weibelte. Rutz rückte
schliesslich für den geschassten Bruno Zuppiger nach. Ein zweiter Zürcher Nationalrat
im Pensionsalter – Hans Kaufmann – hegte zwar Rücktrittsgedanken, allerdings stand
Matter noch der erste Ersatzkandidat Ernst Schibli – ebenfalls bereits 61-jährig – vor
der Sonne. Schibli hatte früh angekündigt, im Falle eines Rücktrittes nicht zugunsten
von Matter verzichten zu wollen. Ende Jahr dachte ein Teil der Zürcher SVP über die
Möglichkeit einer SVP-Seniorenliste für die Wahlen 2015 nach. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.12.2013
MARC BÜHLMANN

Als Erfolg verbuchte die SVP auch die Annahme der Pädophileninitiative. Diese war zwar
ursprünglich von Christine Bussat, der Präsidentin von Marche Blanche, eingereicht
worden, in der Öffentlichkeit trat aber vor allem Natalie Rickli (svp, ZH) als vehemente
Verfechterin des Anliegens auf, sekundiert von Gregor Rutz (svp, ZH) und Oskar
Freysinger (svp, VS). Die drei sassen allerdings nicht im Initiativkomitee, sondern im
medial vor allem im Rampenlicht stehenden Pro-Komitee, das erst später durch
verschiedene Parlamentsmitglieder gegründet worden war. Bussat entschied sich Mitte
August, der BDP Waadt beizutreten und ev. für die eidgenössischen Wahlen 2015
anzutreten. Sie sei zwar mit der SVP in vielen Punkten einig, die Volkspartei zeige aber
vor allem in der Romandie homophobe Tendenzen, und rassistische Ideen gingen ihr
gegen den Strich. Der Eintritt in die BDP verärgerte vor allem Oskar Freysinger, der sich
sehr enttäuscht zeigte und den Entscheid als "stillos" bezeichnete. 5

ANDERES
DATUM: 26.08.2014
MARC BÜHLMANN

Die Jungparteien waren 2015 verschiedentlich Gegenstand medialer Berichterstattung.
Mitte April rechnete die «Schweiz am Wochenende» vor, wie hoch die Subventionen für
die fünf grössten Jungparteien sind, die diese auf der Basis des Kinder- und
Jugendförderungsgesetzes vom Staat erhalten. Da die Jungparteien das politische
Engagement Jugendlicher fördern, erfüllen sie die Bedingungen für staatliche
finanzielle Unterstützung. So wurden im Jahr 2014 laut der Zeitung von der Juso
beantragte CHF 88'496 bewilligt. Die Junge SVP erhielt CHF 64'354, die
Jungfreisinnigen CHF 52'200, die Junge CVP CHF 51'916 und die Jungen Grünen CHF
23'671. Die Unterschiede erklären sich laut «Blick» durch die Mitgliederzahl, aber etwa
auch durch die Erfüllung von Gleichstellungskriterien. Ein Punkt, den die Präsidenten
der JSVP und der Jungfreisinnigen, Anian Liebrand (LU, svp) und Maurus Zeier (LU, fdp),
in der Zeitung als vom Staat geförderte «linke Politik» kritisierten. Sie seien eigentlich
gegen staatliche Parteienfinanzierung, würden die Subventionen aber deshalb

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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beziehen, weil sonst die Juso die ganze Summe erhalten würde. In der Folge nahm
Gregor Rutz (svp, ZH) den Ball auf und reichte eine parlamentarische Initiative ein, mit
der er sämtliche Subventionen durch den Staat an politische Organisationen verbieten
wollte. Dies rief wiederum den Präsidenten der Juso, Fabian Molina (ZH, sp), sowie den
Co-Präsidenten der Jungen Grünen, Andreas Lustenberger (ZG, gp), auf den Plan: Die
rechten Jungparteien könnten dank ihres Firmensponsorings leicht auf staatliche Hilfe
verzichten; dies sei auf der linken Seite aber nicht möglich. Das Geld des Bundes sei
«eine symbolische Abgeltung» für die Arbeit der Jungparteien, die Jugendliche in die
Gesellschaft integrierten. 6

1) Medienmitteilung UBI vom 21.3.17
2) TA, 3.1.12; Presse vom 7.1.12; BZ, 9.2.12; TA, 22.6.12; Presse vom 11.9.12; LT, 12.9.12; Presse vom 2.10.12.
3) Berg (TG): NZZ, 30.1.12; Klingnau: NLZ, 5.5.12; NZZ, 7.5.12; Blick, 9.5.12; Basel: NZZ, 27.8.12; Seedorf: NZZ, 29.10.12;
Auseinandersetzung Bortoluzzi – Rutz: NZZ und TA, 10.5.12; NZZ, 15.5.12; TA und NZZ, 10.9.12; TA, 21.9.12; abweichende
Kantonalsektionen in früheren Jahren: 2011: 0 bei 1 Abstimmung; 2010: 13 / 7; 2009: 6 / 8; 2008: 9 / 10; 2007: 0 / 2; 2006: 6
/ 6.
4) So-Bli, 22.9.13; NZZ, 30.9.13; SO, 8.12.13.
5) SoZ, 13.4.14; Blick, 26.8., 27.8.14
6) SO, 12.4.15; So-Bli, 3.5.15; Blick, 2.7.15; LZ, 19.8.15; SGT, 22.8.15; TA, 26.9.15
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